. 


Geſetz Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


m . e 


(Nr. 4528.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 18. Auguſt 1856., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Chauſſee von 
der Oborniker Kreisgrenze in der Richtung von Obornik uͤber Samter, 
Lipnica und Sekowo an die Berlin-Poſener Staats-Chauſſee. 


Nada Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den vom Kreiſe 
Samter im Regierungsbezirk Poſen beabſichtigten Bau einer Chauſſee von der 
Oborniker Kreisgrenze in der Richtung von Obornik über Samter, Lipnica und 
Sekowo an die Berlin-Poſener Staats-Chauſſee genehmigt habe, beſtimme 
Ich hierdurch, daß das Expropriationsrecht fuͤr die zu der Chauſſee erfor⸗ 
derlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ 
und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen 
beſtehenden Vorſchriften, auf dieſe Straße zur Anwendung kommen ſollen. 
Zugleich will Ich dem gedachten Kreiſe gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſee⸗ 
maͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
nach den Beſtimmungen des für die Staats-Chauſſeen jedesmal geltenden 
Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen 
über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtz⸗ 
lichen Vorſchriften, verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 
29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Ver⸗ 
gehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 5 

Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Sansſouei, den 18. Auguſt 1856. | 


Friedrich Wilhelm. 


i : uͤr den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe 
v. Bodelſchwingh. 5 und öffentliche Arbeiten: 


v. Pommer Eſche. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 
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(Ir. 4529.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter 
dem Namen: „Aktiengeſellſchaft fuͤr Fabrikation von Eiſenbahnbedarf“, 
mit dem Domizil zu Berlin. Vom 28. Auguſt 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
fügen hiermit zu wiſſen, daß Wir die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft mit 
dem Domizil zu Berlin unter dem Namen: „Aktiengeſellſchaft fuͤr Fabrikation 
von Eiſenbahnbedarf“, welche zum Zweck die Fabrikation aller zum Bau und 
zur Ausruͤſtung von Eiſenbahnen erforderlichen Gegenſtaͤnde, ſowie der dazu 
gehoͤrigen Materialien hat, auf Grund des Geſetzes vom 9. November 1843. 
Allergnaͤdigſt genehmigt und den in dem notariellen Akte vom 16. Juli d. J. 
feſtgeſtellten und verlautbarten Geſellſchaftsſtatuten Unſere landesherrliche Be— 
ſtaͤtigung ertheilt haben. : 
Wir befehlen, daß diefe Urkunde mit dem notariellen Akte vom 16. Juli 
d. J. fuͤr immer verbunden und nebſt dem Wortlaute der Statuten durch die 
Geſetz⸗Sammlung und durch das Amtsblatt Unſerer Regierung zu Potsdam 
und der Stadt Berlin zur öffentlichen Kenntniß gebracht werde. N 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. i 
Gegeben Sansſouci, den 28. Auguſt 1856. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. Simons. 


Statut 
der 
Aktiengeſellſchaft für Fabrikation von Eiſenbahnbedarf. 
a « Titel I. 
Bildung, Sitz, Dauer und Zweck der Geſellſchaft. 
NS 


Unter dem Vorbehalt der landesherrlichen Genehmigung 1 
: i gaß⸗ 


n 


„ & 
Maaßgabe des Geſetzes vom 9. November 1843. eine Aktiengeſellſchaft ge⸗ 
bildet, welche die Firma fuͤhrt: 5 N f 

„Aktiengeſellſchaft für Fabrikation von Eiſenbahnbedarf.“ 


H. 2. 
Der Sitz der Geſellſchaft iſt zu Berlin. 


F. 3. 


Die Dauer der Geſellſchaft iſt auf funfzig Jahre, vom Tage der lan⸗ 
desherrlichen Genehmigung an, beſtimmt. Die Generalverſammlung kann mit 
i Genehmigung eine Verlaͤngerung uͤber dieſe Friſt hinaus be⸗ 

ießen. 


H. 4. 


Zweck der Geſellſchaft iſt die Fabrikation aller zum Bau und zur Aus⸗ 
te 11 Eiſenbahnen erforderlichen Gegenſtaͤnde, ſowie der dazu gehoͤrigen 
aterialien. 


Titel II. 
Geſellſchaftskapital und Aktien. 


H. 3. 


Das Geſellſchaftskapital iſt auf zwei Millionen Thaler Preußiſch Kurant 
el ae und zerfällt in zehntauſend Aktien à 200 Rthlr., zweihundert Tha= 
er Kurant. 


H. 6. 


Die Geſellſchaft tritt in Wirkſamkeit, ſobald die landesherrliche Geneh⸗ 
migung erfolgt iſt. Sollte dies nicht innerhalb Jahresfriſt nach dem Tage 
der Veroͤffentlichung der landesherrlich genehmigten Statuten geſchehen ſein, 
ſo kann das Koͤnigliche Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Ar⸗ 
beiten die landesherrliche Genehmigung fuͤr erloſchen erklaͤren. 


F 


Die Aktien lauten auf jeden Inhaber und ſind nach dem beigefuͤgten 
Schema abgefaßt. 0 

Dieſelben werden mit fortlaufenden Nummern verſehen, in ein Stamm⸗ 

Ar 4529.) 5 1075 regiſter 
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regiſter eingetragen und von dem Vorſitzenden und einem Mitgliede des Wer: 
waltungsrathes unterzeichnet. a 


H. 8. 


Mit jeder Aktie werden fuͤr fuͤnf Jahre Dividendenſcheine ausgegeben. 
Die Zahlung der Dividende fuͤr das abgelaufene Betriebsjahr geſchieht am 
erſten April des folgenden Jahres bei der Geſellſchaftskaſſe nach Maaßgabe 
der Bekanntmachung des Verwaltungsrathes. 


H. 9. 


Dividendenſcheine, welche innerhalb vier Jahren von dem darin bezeich- 
neten Zahlungstage ab nicht erhoben werden, verfallen zum Vortheil der Ge- 
ſellſchaft. 

Ein oͤffentliches Aufgebot und eine Mortifikation ohne die Aktien ver⸗ 
lorener oder vernichteter Dividendenſcheine iſt nicht zulaͤſſig. Die Zahlung der 
faͤllig geweſenen Dividenden auf verloren gegangene Dividendenſcheine findet 
erſt nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt ſtatt. 


H. 10. 


Wenn Aktien verloren gehen oder vernichtet werden, ſo iſt deren Auf⸗ 
gebot und Mortifikation bei dem Koͤniglichen Stadtgericht zu Berlin zu veranlaſſen. 

Das diesfaͤllige Verfahren findet nach den allgemeinen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen ſtatt. 

Die erforderlichen Bekanntmachungen erfolgen jedenfalls auch durch die 
im H. 14. dieſes Statuts bezeichneten öffentlichen Blätter. Nach rechtskraͤf⸗ 
1 ien Mortifikation hat der Verwaltungsrath neue Dokumente aus⸗ 
zufertigen. 


H. 141. 


Die Einzahlung der Aktienbetraͤge erfolgt in Raten von zehn bis fuͤnf 
und zwanzig Prozent. Sofort nach Publikation des Statuts ſind mindeſtens 
zehn Prozent, und waͤhrend des erſten Jahres uͤberhaupt mindeſtens vierzig 
Prozent des Aktienkapitals einzuzahlen. 

Sowohl dieſe als die uͤbrigen Raten werden nach dem Beduͤrfniſſe der 
Geſellſchaft durch den Verwaltungsrath in Zwiſchenraͤumen von wenigſtens 
zwei Monaten durch öffentliche Bekanntmachung in den dazu beſtimmten Zei⸗ 
tungen, und zwar vier Wochen vor dem Zahlungstermine, eingefordert. 

Wer innerhalb dieſer Friſt die Zahlung nicht leiſtet, verfaͤllt zu Gunſten 
der Geſellſchaft in eine Konventionalſtrafe von einem Fünftel des ausgeſchrie⸗ 
benen Betrages. 

Wenn innerhalb zweier Monate nach einer erneuerten U 1 

Ad 


x 
1 
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Zahlung noch immer nicht erfolgt, ſo iſt der Verwaltungsrath berechtigt, die 
bis dahin eingezahlten Raten als verfallen und die durch die Ratenzahlung, 
ſowie durch die urſpruͤngliche Unterzeichnung dem Aktionair gegebenen An⸗ 
ſpruͤche auf den Empfang von Aktien fuͤr erloſchen zu erklaͤren. Der des⸗ 
fallfige Beſchluß des Verwaltungsrathes iſt durch die öffentlichen Blätter un⸗ 
ter Angabe der Nummern der Aktien bekannt zu machen. 
ö An die Stelle der auf dieſe Art praͤkludirten Aktionaire koͤnnen vom 
Verwaltungsrathe neue Aktienzeichner zugelaſſen werden. 

Ebenſo iſt derſelbe aber berechtigt, die faͤlligen Einzahlungen nebſt den 

Konventionalſtrafen gegen die erſten Aktienzeichner gerichtlich einzuklagen. 


§. 12. 


Ueber die Theilzahlungen, welche bis zur völligen Berichtigung des gan⸗ 
zen Betrages der Aktien durch Abrechnung auf die jedesmaligen ferneren Zah⸗ 
lungen mit fuͤnf vom Hundert zu verzinſen ſind, werden auf den Namen lau⸗ 
tende Quittungsbogen ertheilt, die nach vollſtaͤndiger Einzahlung des Aktien⸗ 
betrages gegen die Aktiendokumente ausgewechſelt werden. 8 

Die Verzinſung der Einzahlungen hoͤrt ſpaͤteſtens mit dem letzten De⸗ 
zember 1858. auf. 


$. 13. 


Ueber den Betrag der Aktien und der etwa verwirkten Konventional⸗ 
ſtrafe iſt der Aktionair zu keiner Zahlung verpflichtet. 


$. 14. N 


Alle oͤffentlichen Bekanntmachungen der Geſellſchaft erfolgen durch den 
i 1 Staats⸗Anzeiger und durch die Berliner Spenerſche und die Voſſi— 
e Zeitung. 

Geht eines dieſer Blaͤtter ein, ſo iſt der Verwaltungsrath befugt, ein 
anderes in deſſen Stelle zu beſtimmen, muß jedoch alsdann die Aktionaire 
durch eine Bekanntmachung in den forterſcheinenden Blaͤttern davon in Kennt⸗ 
niß ſetzen. 

Die Staatsregierung iſt berechtigt, die Beſtimmung uͤber die Geſell⸗ 
ſchaftsblaͤtter durch eine in den Amtsblättern der Regierung zu Potsdam zu 
veröffentlichende Verfügung abzuaͤndern. 1 


Titel III. 
Von dem Derwaltungsrathe. 
H. 15. 


Die Leitung der Geſellſchaft, ſowie die Vertretung derſelben in allen 
(Nr. 4529.) Bezie⸗ 
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Beziehungen wird einem von der Generalverſammlung erwaͤhlten Verwaltungs⸗ 


rath anvertraut. Die Wahlhandlung erfolgt in Gegenwart des Richters oder 


eines Notars, und ein von dieſem uͤber das Reſultat derſelben ausgeſtellter Akt 


bildet die Legitimation der Verwaltung. 

Der Verwaltungsrath beſteht aus ſieben Mitgliedern. Ihre Funktionen 
dauern ſieben Jahre; alle Jahre ſcheidet ein Mitglied aus dem Verwaltungs⸗ 
rathe aus. In den erſten ſechs Jahren erfolgt das Ausſcheiden nach dem 
Looſe, ſpaͤter nach ſiebenjaͤhriger Amtsfuͤhrung. 

Die Generalverſammlung wählt den Nachfolger durch geheime Ab: 
ſtimmung. f 

Die Ausſcheidenden ſind wieder waͤhlbar. 

Die Namen der Gewaͤhlten werden durch die im $. 14. benannten Zei: 
tungen oͤffentlich bekannt gemacht. 


H. 16. 


Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muß zehn Aktien beſitzen oder 
erwerben; dieſe Aktien werden bei der Geſellſchaft verwahrlich niedergelegt und 
bleiben, ſo lange die Funktionen des Inhabers als Verwaltungsrath dauern, 
unveraͤußerlich. a 


0 5 H. 17 
Der Verwaltungsrath waͤhlt aus ſeiner Mitte einen Vorſitzenden und 
einen Stellvertreter deſſelben. Ihre Funktionen in dieſer Eigenſchaft dauern 
ein Jahr; ſie ſind nach Ablauf deſſelben wieder waͤhlbar. 


Sollten Beide behindert ſein, einer Sitzung des Verwaltungsrathes bei⸗ 
zuwohnen, ſo uͤbernimmt das nach den Lebensjahren aͤlteſte Mitglied den Vorſitz. 


§. 18. 
Kommt in außergewoͤhnlicher Weiſe die Stelle eines Mitgliedes des Ver⸗ 


waltungsrathes zur Erledigung, ſo wird dieſelbe vorlaͤufig fuͤr die Dauer bis 


zur naͤchſten Generalverſammlung von dem Verwaltungsrathe durch eine vor 
dem Richter oder unter Zuziehung eines Notars vorzunehmende Ergaͤnzungs⸗ 
wahl wieder beſetzt. 

Die definitive Wiederbeſetzung erfolgt durch Wahl der Generalverſamm⸗ 
lung. Das in dieſer Weiſe gewaͤhlte Mitglied, deſſen Wahl oͤffentlich bekannt 


zu machen ift, ſcheidet an dem Termine aus, an welchem die Dauer der Funk⸗ 


tionen ſeines Vorgaͤngers aufgehoͤrt haben wuͤrde. 


H. 19. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich regelmaͤßig mindeſtens alle 115 
zehn 


re | 
zehn Tage, außerdem fo oft der Vorſitzende es für noͤthig erachtet. Wenn bei 
dieſem zwei oder mehr Mitglieder des Verwaltungsrathes darauf antragen, ſo 
muß binnen acht und vierzig Stunden eine außerordentliche Konferenz zuſammen⸗ 
berufen werden. 


H. 20, 


Die Beſchluͤſſe des Verwaltungsrathes werden nach abſoluter Stimmen⸗ 
mehrheit der anweſenden Mitglieder gefaßt. i 


Im Falle der Stimmengleichheit uͤberwiegt die Stimme des Vorſitzenden 
oder in deſſen Abweſenheit ſeines Stellvertreters, beziehungsweiſe des in deren 
Stelle tretenden anweſenden Mitgliedes des Verwaltungsrathes, welches an 
Lebensjahren das aͤlteſte iſt. Zur Faſſung eines guͤltigen Beſchluſſes iſt die 
Anweſenheit von wenigſtens vier Mitgliedern erforderlich. 


H. 21. 


Der Verwaltungsrath beraͤth und verfuͤgt innerhalb der Grenzen des 
Statuts uͤber alle Angelegenheiten der Geſellſchaft, ſoweit ſolche nicht der Be⸗ 
ſchlußnahme der Generalverſammlung vorbehalten ſind; namentlich beſtimmt er 
über Anlegung der disponiblen Fonds, normirt die Höhe der zu bewilligenden 
oder in Anſpruch zu nehmenden Kredite. Er beſchließt uͤber das Erforderniß, 
die Art und Weiſe, ſowie uͤber die Bedingungen der zu machenden Anleihen. 


Er entſcheidet uͤber die Erwerbung und Veraͤußerung von Immobilien, 
uͤber Neubauten, große Reparaturen an den Immobilien, ſowie uͤber Plan und 
Umfang der zu erwerbenden oder zu errichtenden Etabliſſements. Er entſcheidet 
uͤber alle Vertraͤge, welche ſich auf die Regulirung der Preiſe und des Abſatzes 
der Produkte der Geſellſchaft beziehen, ſowie uͤber alle Ankaͤufe von Rohpro⸗ 
dukten fuͤr die Fabrikation oder fuͤr den Handel der Geſellſchaft, inſofern dazu 
nicht der Generaldirektor durch beſonderen Auftrag ermaͤchtigt iſt. Er ernennt 
und entſetzt den Generaldirektor, ſowie alle übrigen Beamte der Geſellſchaft. 
Er beſtimmt die Gehaͤlter der Beamten und die allgemeinen Verwaltungskoſten. 
Er iſt befugt, alle Beamte der Geſellſchaft wegen Dienſtvergehen, Fahrlaͤſſig⸗ 
keit, oder aus anderen Gruͤnden zu entlaſſen; jedoch erfordert der desfallſige 
Beſchluß die Uebereinſtimmung von mindeſtens vier Mitgliedern des Verwal⸗ 
tungsrathes. Der Verwaltungsrath erlaͤßt und aͤndert die ſpeziellen Dienſt⸗ 
Inſtruktionen fuͤr den Generaldirektor. Er iſt berechtigt, uͤber alles, was das 
Intereſſe der Geſellſchaft betrifft, Vertraͤge und Kompromiſſe abzuſchließen, ſich 
zu vergleichen und zu ſubſtituiren. Sowie der Verwaltungsrath ſelbſt handeln 
und unterhandeln, Vergleiche und Kompromiſſe uͤber alle Angelegenheiten der 
Geſellſchaft abſchließen kann, ſo iſt er auch befugt, in allen dieſen Beziehungen 
ſich vertreten zu laſſen. f 


Der Verwaltungsrath iſt befugt, eines oder mehrere ſeiner Mitglieder, 
(Nr. 4529.) ſowie 
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ſowie den Generaldirektor oder außerordentliche Kommiſſarien zu beſtimmten 
Geſchaͤften zu delegiren, und dieſen die erforderlichen Vollmachten auszufertigen. 


§. 22. 


Fuͤr die der Generalverſammlung vorbehaltenen Entſcheidungen liegt in 
den Beſchluͤſſen der Generalverſammlung uͤber die auszufuͤhrenden Maaßregeln 
zugleich die Ertheilung der General- und Spezialvollmacht an den Verwaltungs⸗ 
rath, dieſe Beſchluͤſſe zu vollziehen oder vollziehen zu laſſen (H. 15.). 


$. 28 


Alle Ausfertigungen des Verwaltungsrathes werden von dem Vorſitzen— 
den oder deſſen Stellvertreter unterſchrieben. 


H. 24. 


Der Verwaltungsrath wird nicht beſoldet, er bezieht jedoch, außer dem 
Erſatze fuͤr die durch ſeine Funktionen veranlaßten Auslagen, fuͤr ſeine Muͤhe⸗ 
waltung eine Tantieme von fünf Prozent vom Reingewinn (conf. F. 39.). 

Der Verwaltungsrath ſtellt die Vertheilung dieſer Tantieme unter ſeine 
Mitglieder feſt. Die Remuneration des Verwaltungsrathes bis zu dem Zeit⸗ 
punkte, da die Aktienbetraͤge vollſtaͤndig eingezahlt find, iſt von der General: 
Verſammlung der Aktionaire feſtzuſetzen. 


Titel IV. 
Vom Generaldirektor. 


$. 25. 


Zur ſpeziellen Fuͤhrung der Geſchaͤfte nach den Beſchluͤſſen des Verwal⸗ 
tungsrathes wird ein Generaldirektor angeſtellt, welcher den Sitzungen des Ver⸗ 
waltungsrathes mit berathender Stimme beiwohnt. 


Die Beſoldung des Generaldirektors wird vom Verwaltungsrathe be⸗ 
ſtimmt, und kann zum Theil in einem Antheil am Reingewinne beſtehen. Sein 
Name iſt öffentlich bekannt zu machen, 


$. 26. 


Die Ausſtellung, Acceptirung und Indoſſirung von Wechſeln geſchieht 
von dem Generaldirektor unter Mitzeichnung von zwei Mitgliedern des Ver⸗ 
waltungsrathes, zu denen der Vorſitzende oder deſſen Stellvertreter gehoͤren muß. 


§. 27. 
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§. 27. 


Fuͤr Krankheits⸗ und ſonſtige Behinderungsfaͤlle beſtellt der Verwaltungs⸗ 
rath dem Generaldirektor einen Stellvertreter, der denſelben dann auch in Be⸗ 
zug auf die H. 26. erwaͤhnte Funktion guͤltig vertritt. 


H. 28. 


Der Generaldirektor muß mindeſtens fuͤnf und zwanzig Aktien der Ge⸗ 
ſellſchaft beſitzen oder erwerben. Dieſe Aktien werden in das Archiv der Ge⸗ 
ſellſchaft niedergelegt und duͤrfen, ſo lange die Funktionen des Inhabers dauern, 
nicht veraͤußert werden. 


Titel V. 
Don den Seneralverſammlungen. 


H. 29, 


Im erſten Quartale jedes Jahres findet regelmaͤßig in Berlin eine or⸗ 
dentliche Generalverſammlung der Aktionaire ſtatt. 

Der Verwaltungsrath beruft mittelſt öffentlicher Bekanntmachungen ſo⸗ 
wohl die ordentlichen als außerordentlichen Generalverſammlungen, die letztern, 
wenn er es fuͤr dienlich erachtet, oder wenn wenigſtens zehn Aktionaire, welche 
Inhaber von mindeſtens fuͤnfhundert Aktien ſind, ſchriftlich darauf antragen. 
Die Bekanntmachung ſoll wenigſtens vierzehn Tage vor der Verſammlung 
ſtattfinden. 

N Der Zweck der außerordentlichen Verſammlungen ſoll im Einberufungs⸗ 
ſchreiben angegeben werden. 


$. 30. 


Den Generalverfammlungen koͤnnen diejenigen Aktionaire beiwohnen, und 
ſind zur Abgabe ihrer Stimmen berechtigt, auf deren Namen in den Aktien⸗ 
Regiſtern der Geſellſchaft fünf oder mehrere Aktien beziehungsweiſe age en 
bogen am Tage der Verſammlung ſeit mindeſtens ſechs Wochen eingeſchrieben 
ſtehen, und, wie weiter unten beſtimmt, deponirt find. 

Die Einſchreibung der Aktien erfolgt bei dem Verwaltungsrathe, ent⸗ 
weder gegen Vorzeigung der Aktien, oder eines dem Verwaltungsrathe als ge⸗ 
an erſcheinenden Zeugniſſes uͤber den Beſitz derſelben, und auf ſchriftliches 

rſuchen. n 

Ueber die erfolgte Einſchreibung ertheilt der Verwaltungsrath auf Ver⸗ 

langen eine Beſcheinigung. Die in dieſer Weiſe berechtigten Aktionairs, welche 
Jahrgang 1856. (Nr. 4529.) 108 ſich 
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ſich perſoͤnlich oder durch Bevollmaͤchtigte nach §. 31. an der Generalverſamm⸗ 
lung betheiligen wollen, haben wenigſtens acht Tage vor der Generalverſamm⸗ 
lung ihre Aktien bei der Geſellſchaft bis zum Tage nach der Generalverſamm⸗ 
lung zu deponiren. Am naͤchſten Tage nach dem Schluſſe der Generalver⸗ 
ſammlung koͤnnen die deponirten Quittungsbogen oder Aktien gegen Ruͤckgabe 
der daruͤber ertheilten Beſcheinigung wieder in Empfang genommen werden. 


§. 31. 


Stimmberechtigte Aktionairs koͤnnen ſich nur durch andere, mit beglaubter 
Vollmacht verſehene Aktionairs vertreten laſſen. Die Vollmachten muͤſſen je⸗ 
doch gleichzeitig mit den Aktien ſelbſt im Buͤreau der Geſellſchaft niedergelegt 
werden. 


Frauen ſind von dem perſönlichen Erſcheinen ausgeſchloſſen. Nichter⸗ 
ſcheinende Aktionairs ſind den Beſchluͤſſen der Anweſenden unterworfen. Minder⸗ 
jährige und andere Bevormundete werden durch ihre Vormuͤnder, Ehefrauen 
durch ihre Ehemaͤnner vertreten, wenn die Vertreter auch nicht Aktionaire ſind. 


§. 32. 
Der Vorſitzende des Verwaltungsrathes oder deſſen Stellvertreter führt 
den Vorſitz in der Verſammlung. 


Uueber die Verhandlungen in derfelben wird ein gerichtliches oder nota⸗ 
rielles Protokoll aufgenommen, und von dem Vorſitzenden, den anweſenden 


Mitgliedern des Verwaltungsrathes und von drei nicht zu den Beamten der 


Geſellſchaft gehoͤrenden Aktionairs unterſchrieben. Das Protokoll, welchem ein 
von dem Vorſitzenden anzufertigendes und von den anweſenden Mitgliedern des 
Verwaltungsrathes zu beglaubigendes Verzeichniß der erſchienenen Aktionairs 
und deren Stimmen beizufuͤgen iſt, hat fuͤr die Mitglieder der Geſellſchaft ſo⸗ 
wohl untereinander, als in Beziehung auf ihre Vertreter, volle Beweiskraft. 


H. 38. 


In der Generalverſammlung hat, mit Ausſchluß des im H. 40. vorge⸗ 
ſehenen Falles, der Inhaber von fuͤnf Aktien Eine Stimme, zehn Aktien zwei 
Stimmen, funfzehn Aktien drei Stimmen, zwanzig Aktien vier Stimmen, und jede 
weiteren fuͤnf Aktien Eine Stimme mehr, ſo daß der Inhaber von Einhundert 
Aktien zwanzig Stimmen hat, die das Maximum bilden, welches ein Aktionair 


Fir die von ihm vertretenen und fir feine eigenen Aktien zuſammengenommen 
haben kann. 


H. 34. 


Bet Inden ‚regelmäßigen Generalverſammlungen werden die Geſchaͤfte in 
nachfolgender Ordnung verhandelt: 5 8 
1 (= 
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1) Bericht des Verwaltungsrathes über die Lage des Geſchaͤfts im Allge⸗ 

meinen und uͤber die Reſultate des verfloſſenen Jahres insheſondere; 

2) Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathe; Nu 

3) Berathung und Beſchlußnahme uͤber die Antraͤge des Verwaltungsrathes, 
ſowie uͤber die Anträge einzelner Aktionaire. Letztere Anträge muͤſſen 
vierzehn Tage vor der Generalverſammlung ſchriftlich eingereicht ſein; 

4) Wahl von drei Kommiſſarien, welche den Auftrag erhalten, die Bilanz 
mit den Buͤchern und Skripturen der Geſellſchaft zu vergleichen, und, 
rechtfindend, dem Verwaltungsrathe die Decharge zu ertheilen. 


$. 35. 


Die außerordentlichen Generalverſammlungen beſchaͤftigen ſich nur mit 
Gegenſtaͤnden, die bei der Berufung bezeichnet ſind. N i 19 


H. 36. 


Die Beſchluͤſſe und Wahlen der Generalverſammlung vollbringen ſich mit 
abſoluter Stimmenmehrheit. 

Bei Gleichheit der Stimmen giebt diejenige des Vorſitzenden den Aus⸗ 
ſchlag. Die Wahlen werden mittelſt geheimen Skrutiniums vorgenommen. 
Auf den Antrag des Vorſitzenden, ſowie auf den Antrag von wenigſtens fuͤnf 
Aktionairen muß auch Uber, andere Gegenſtaͤnde durch ge eimes Skrutinium ab⸗ 
geſtimmt werben, 


Titel VI. 
Bilanz, Dividende und eſervefonds. 


H. 37. 


Am ein und dreißigſten Dezember jeden Jahres wird vom Generaldirektor 
ein vollſtaͤndiges Inventar uͤber die Beſitzungen, Vorraͤthe und Ausſtaͤnde der 
Geſellſchaft errichtet, in ein dazu beſtimmtes Regiſter eingetragen und mit den 
Belägen dem Verwaltungsrathe zur Prüfung und Feſtſtellung vorgelegt. 

Bei Aufſtellung des Inventars werden die Rohſtoffe und Materialvor- 
raͤthe nach dem laufenden Werthe, und die Halbfabrikate und Fabrikate nach 
dem auf dem laufenden Werthe der Rohſtoffe baſirten Fabrikakionspreiſe be⸗ 
rechnet. Wieviel von dem Werthe der Immobilien und der Mobilien abge⸗ 
ſchrieben werden ſoll, beſtimmt der Verwaltungsrath. 


H. 38. 


Der Ueberſchuß der Aktiva uͤber die Paſſiva bildet den Reingewinn. In 
(Nr. 4520.) 108* welcher 


; — 832 — 
welcher Weiſe ſtattgefundene Ausgaben fuͤr Neubauten, Maſchinen und groͤßere 


3 
een 


Anſchaffungen oder Anlagen, welche einen bleibenden Werth haben, zur Be⸗ N 


ruͤckſichtigung kommen, beſtimmt alljährlich der Verwaltungsrath. 
Die Bilanz iſt durch die $. 14. bezeichneten Blätter zu veröffentlichen. 


H. 39. 


Von dem Reingewinn werden zur Bildung eines Reſervefonds fuͤr die 
Deckung außerordentlicher Ausgaben jaͤhrlich wenigſtens zehn Prozent ſo lange 
zuruͤckgelegt, bis jener Fonds den zehnten Theil des Aktienkapitals erreicht hat. 
Ueber die Verwendung des Reſervefonds verfuͤgt der Verwaltungsrath. Der 
verbleibende Ueberreſt des Reingewinnes iſt nach Abzug von fuͤnf Prozent fuͤr 
den Verwaltungsrath und der ſonſt zu bewilligenden Tantiemen von dem Be⸗ 
ginne desjenigen Kalenderjahres ab, das nach ſtattgefundener voller Einzahlung 
der Aktien folgt, als Dividende unter die Aktionairs zu vertheilen. 


Titel VII. 
Auflöſung der Seſellſchaft. 


§. 40. 


Von dem Verwaltungsrathe oder von Aktionairen, welche zuſammen ein 
Fuͤnftel des Aktienkapitals beſitzen, kann der Antrag auf Aufloͤſung der Geſell⸗ 
ſchaft geſtellt, die Auflöfung ſelbſt aber nur in einer beſonders dazu berufenen 
Generalverſammlung durch eine Mehrheit von drei Viertheilen der anweſenden 
oder vertretenen Aktionairs beſchloſſen werden. In dieſer Generalverſammlung 
iſt jeder Aktionair, gleichviel, wieviel Aktien er beſitzt, ſtimmberechtigt und wird 
jede vertretene Aktie fuͤr Eine Stimme gezaͤhlt; der desfallſige Beſchluß bedarf 
der landesherrlichen Genehmigung. Außerdem tritt die Aufloͤſung der Geſell⸗ 
ſchaft in den, in den HH. 25. 28. und 29. des Geſetzes vom 9. November 1843. 
beſtimmten Faͤllen ein, und wird nach Maaßgabe der in jenen Paragraphen 
getroffenen geſetzlichen Beſtimmungen bewirkt. 


§. 41. 


— 


Die Generalverſammlung beſtimmt den Modus der Liquidation und die 
Anzahl der Liquidatoren; ſie ernennt letztere und beſtimmt ihre Befugniſſe. 


Titel N 


n 


Titel VIII. 
Schlichtung von Streitigkeiten und Abänderung der Statuten. 


H. 42. 


Alle Streitigkeiten, welche zwiſchen Aktionairen gegenüber dem Geſell⸗ 
ſchaftsverbande reſp. dem Verwaltungsrathe in Bezug auf die Geſellſchaft 
oder deren Auflöfung entſtehen möchten, ſollen nicht auf dem gewoͤhnlichen 
Rechtswege, ſondern durch Schiedsrichter entſchieden werden. 


Die Schiedsrichter muͤſſen Kaufleute oder Fabrikanten ſein, die in Berlin 
wohnhaft ſind, und duͤrfen zu keinem der ſtreitenden Theile in einem Verhaͤlt⸗ 
niffe ſtehen, welches fie geſetzlich hinderte, mit voller Kraft fuͤr und wider die 
beiden Theile Zeugniß abzulegen. 


Jeder Theil ernennt einen Schiedsrichter, und beide Schiedsrichter waͤhlen, 
allenfalls durch das Loos, einen Obmann. 


Dieſes Schiedsgericht iſt berechtigt und verpflichtet, ſich zu Berlin zu 
konſtituiren und daſelbſt zu verfahren, und die Parteien muͤſſen gleichfalls in 
dieſer Stadt beim Schiedsgericht erſcheinen, oder ſich durch einen Bevollmaͤch⸗ 
tigten vertreten laſſen, welcher ſich zu Berlin befindet, und letzteren dem Schieds⸗ 
gericht ſchriftlich anzeigen. Nach der erſten Ladung, welche im Domizil der 
Partei erfolgt, werden alle folgenden Erlaſſe des Schiedsgerichts dem von der 
Partei benannten Bevollmaͤchtigten, und in Ermangelung eines ſolchen, durch 
Aushang im Geſchaͤftslokal der Geſellſchaft zu Berlin rechtsguͤltig inſinuirt. 


Wenn eine Partei den von ihr gewaͤhlten Schiedsrichter der andern 
ſchriftlich anzeigt, iſt letztere verpflichtet, binnen dreißig Tagen nach Empfang 
dieſer Anzeige ihren Schiedsrichter zu waͤhlen und der erſten Partei ſchriftlich 
anzuzeigen. Geſchieht dies nicht, oder waͤhlt eine Partei einen Schiedsrichter, 
der nicht die vorgedachten Eigenſchaften hat, ſo ernennt die andere Partei auch 
den zweiten Schiedsrichter allein und mit voller Kraft. 

Gegen die Entſcheidung dieſes F welches auch interimiſtiſche 
Feſtſetzungen treffen kann, findet keine Appe ation und nur die Nichtigkeitsbe⸗ 
ſchwerde nach Maaßgabe des $. 172. Titel 2. Theil I. der Allgemeinen 
Gerichts⸗Ordnung ſtatt. 

Dieſe Beſtimmung vertritt die Stelle eines foͤrmlichen Kompromiß⸗ 
Vertrages. 8 


9. ER 


Albaͤnderungen des Statuts können in einer Generalverſammlung mit 
einer Mehrheit von drei Viertheilen der anweſenden oder vertretenen Stimmen 
(Nr. 4529, e⸗ 


ne 
befchloffen werden, wenn ihr allgemeiner Inhalt bei der Einberufung ange: 
deutet war. 


Alle Abänderungen des Statuts bedürfen der landesherrlichen Geneh⸗ 
migung. 5 


Titel IX. 
Verhältniß der Seſellſchaft zur Staatsregierung. 
§. 44. 


Das Königliche Polizeipraͤſidium zu Berlin iſt befugt, einen Kommiſ⸗ 
ſarius zur Wahrnehmung des Aufſichtsrechts fuͤr beſtaͤndig oder fuͤr einzelne 
Faͤlle zu beſtellen. a 

Dieſer Kommiſſar kann nicht nur den Geſellſchaftsvorſtand, die General⸗ 
Verſammlung oder ſonſtige Organe der Geſellſchaft guͤltig zuſammenberufen 
und ihren Berathungen beiwohnen, ſondern auch jederzeit von den Büchern, 
Rechnungen, Regiſtern und ſonſtigen Verhandlungen und Schriftſtuͤcken der 

Geſellſchaft, ihren Kaſſen und Anſtalten, Einſicht nehmen. 


Tranſitoriſche Beſtimmungen. 


§. 45. 
Die erſte ordentliche Generalverſammlung findet erſt nach dem Ablauf 


des Kalenderjahres ſtatt, welches auf dasjenige Jahr folgt, in welchem die 


Geſellſchaft in Wirkſamkeit getreten iſt. 


F. 46. 


Der nach Titel III. dieſes Statuts mit der Leitung und Vertretung der 
Geſellſchaft beauftragte Verwaltungsrath wird zuerſt von dem Gruͤndungs⸗ 
Komité gebildet, welches aus folgenden Perſonen beſteht: 


1) dem Kaufmann James Bird 

2) dem Stadtrath Bock in Berlin; 

3) dem Eiſenbahndirektor Fournier 

4) dem Regierungsbaurath und Eiſenbahndirektor Hoffmann in Potsdam; 
5) dem Hofſchloſſermeiſter und Rittergutsbeſitzer Zoller in Berlin. 


Daſſelbe hat, ſobald die Geſellſchaft nach H. 6. in Wirkſamkeit tritt, 
fih als Verwaltungsrath zu konſtituiren und die ſtalutenmaͤßige Zahl von 1 
Werte N it⸗ 
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Mitgliedern durch eine vor dem Richter oder einem Notar zu vollziehende Wahl 
aus den Aktionairen der Geſellſchaft zu erfuͤllen. 


Die erſte theilweiſe Erneuerung des alſo gebildeten Verwaltungsrathes 
findet in der erſten ordentlichen Generalverſammlung ſtatt. 


Sehema. 
VVV 
200 Thaler in Preußiſchem Kurant. 
Aft 


der Geſellſchaft für Fabrikation von Eiſenbahnbedarf. 


Inhaber dieſer Aktie hat an die Kaſſe der Geſellſchaft fuͤr Fabrikation 
von Eiſenbahnbedarf Zweihundert Thaler Preußiſch Kurant baar eingezahlt, und 
nimmt nach Höhe dieſes Betrages und in Gemaͤßheit des am ten ... . 5 
. von Sr. Majeftät dem Könige von Preußen beftätigten Statuts verhält- 
nißmäßigen Theil an dem geſammten Eigenthum, Gewinn und Verluſt der 
Geſellſchaft. 


Berlin, den. ten. F 18. 
Verwaltungsrath der Aktiengeſellſchaft für Fabrikation von 
Eiſenbahnbedarf. 
N. N. N. N. 
Vorſitzender. Mitglied. 
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. Dividendenſchein 

zur Aktie der Geſellſchaft für Fabrikation von Eiſenbahnbedarf 
5 

. 888 
Inhaber dieſes Scheins erhält am 1. April den Betrag der : S. 
ooo ermittelten Dividende aus der Geſell⸗ S. 
ſchaftskaſſe gezahlt. 2.5 3 8 
Berlin den ten. 18 en 
5 &ET@ 
Der Verwaltungsrath der Aktiengeſellſchaft für „ 
Fabrikation von Eiſenbahnbedarf. 8 8 
(Stempel.) Dividendenregiſter Folio... S 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gebruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) \ ; 


